
35 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 

des Justizausschusses 

. über die Regierungsvorlage (11 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem die Rechts­
anwaltsordnung, die Rechtsanwaltsordnung 
1945 und das Disziplinarstatut für Rechts­
anwälte und Rechtsanwaltsanwärter geändert 

werden. 

Der Verfassungsgerichtshof hat einige Bestim­
mungen der Rechtsanwaltsordnung und des 
Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Recr-ts­
anwaltsanwärter, wonach gegen Entscheidungen 

~der Rechtsanwaltskammer ein Rechtszug an den 
Obersten Gerichtshof vorgesehen war,als ver­
fassungswidrig aufgehoben. Er ist hiebei von der 
Ansicht ausgegangen, daß der Ausschuß der 
Rechts anwaltskammer . eine Verwaltungsbehörde 
ist, der Rechtszug von einer Verwaltungsbehörde 
an ein Gericht aber dem in der Bundesverfassung 
verankerten Grundsatz. der Trenl1lUngvon Justiz 
und Verwaltung widerspricht. 

Die Regierungsvorlage verfolgt den Zweck, 
die durch die Aufhebung entstandenen Lücken 
zu schließen und alle Fälle des Rechtszuges von 
der Rechtsanwaltskammer an ein Gericht, auch 
soweit sie durch die Erkenntnisse des Verfas­
sungsgerichtshofesnicht betroffen werden, in glei-
cher Weise zu regeln. . 

Als oberste Rechtsmittelinstanz ist eine Kom­
mission nach Artikel 133 Ziffer 4 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 vor­
gesehen. Ihre Mitglieder sind an keine Wei­
sungen gebunden. Die Entscheidungen unter­
liegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im 
Verwaltungswege, so daß die Anrufung d·es Ver­
waltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist. Die Neu­
regelung will demnach den bisherigen Zustand 
im wesentlichen beibehalten und lediglich eine 
einwandfreie verfassungsrechtliche Regel~ng 
treffen. 

Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung am 
12. Juli 1956 die Regierungsvorlage in Beratung 
gezogen. 

Abgeordneter Dr. Ne me cz stellte den An­
trag, den Artikel I Ziffer 3 der Regierungsvor­
lage dahin Zll ergänzen, daß auch der § 16 ader 
Rechtsanwaltsordnung aufgehoben wird. Nach 
dieser Bestimmung hat der frei gewählte Anwalt, 
der die Vertretung einer armen Partei in einem 
Zivilrechtsstreit übernimmt, seiner Partei· gegen­
über Anspruch auf Belohnung nur nach .dem 
Streitwert, mit dem seine Partei im Rechtsstreit 
obsiegt; unterliegt die Partei ganz, so steht ihm 
keinerlei Anspruch auf Belohnung zu. 

Die Streichung des § 16 ader Rechtsanwalts-· 
ordnung erfordert eine Übergangsbestimmung, 
da es in jenen" Fällen, in denen die arme Partei 
bereits vor "dem Inkrafttreten . dieses Bundes­
gesetzes einen Rechtsanwalt frei gewählt hat, bei 
der bisherigen Regelung bleiben muß; denn die 
arme Partei mußte damit rechnen, daß der frei 
gewählte Anwalt Anspruch auf Belohnung nur 
im Ausmaß des § 16 ader Rechtsanwaltsordnung 
hat. 

Der Berichterstatter stellte den Antrag, die 
Bezeichnung der in der Regierungsvorlage vor­
gesehenen Rechtsmittelinstanz von "Berufungs­
kommission" in "Oberste Berufungs- und Diszi­
plinarkommission für Rechtsanwälte und Rechts­
anwaltsanwärter" zu ändern. D",mit soll das 
Wesen dieser Rechtsmittelinstanz besser zum 
Ausdruck kommen, da sie sowohl in Verwal­
tungs-, als auch in Disziplinarangelegenheiten 
der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 
als· oberste Instanz entscheidet und ihr Richter 
des Obersten Gerichtshofes angehören. 
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An der Debatte beteiligten sich außer dem B"e- ren haben, daß sie nunmehr den Anwalt ohne 
richterstatter die Abgeordneten Dr. Ne me c z, Rücksicht auf den Ausgang des Prozesses zu ent­
Dr. Kr.a n z I m a y r, Dr. p.f e i f e r sowie der lohnen haben. 
Bundesminister für Justiz Dr: T s c h ade k, der Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf mit den 
erklärte, daß er die Gerichte ersuchen werde, die angeführten Abänderungen' einstimmig ange­
armen Parteien zu belehren, daß sie die Bestel- nommen. 

lung eines unentgeltlichen Armenvertreters für . Der Justizausschuß stellt den A."n t rag, der 
das Rechtsmittelverfahren verlangen können; die N' 1 . 11 d h 1 .. atlona rat wo e em a n g e s c 0 s sen e n 
Rechtsanwaltskammern werden vom Bu. ndesmml- G' f' .. e set zen t w u r die verfassungsfnäßige Zu-
stenum für JUStlZ darauf aufmerksam gemacht . '1' 

d d ß 
. h l' .. Stlmmung ertel en. 

wer en, a Jene Rec tsanwä te, die von emer I 
armen Partei frei gewählt werden, diese zu beleh- Wien, am 12. Juli 1956 

Mark 
Berichterstatter 

Dr. Withalm 
Obmann 

). 
BUI~desgesetz vom , mit 

dem die Rechtsanwaltsordnung, die Rechts­
anwaltsordnung 1945 und das Disziplinar­
statut für Rechtsanwälte und Rechtsanwalts-

anwärter geändert werden .. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Die Rechtsanwaltsordnung, RGBI. Nr. 96/ 
1868, in der geltenderi Fassung, wird in folgen­
der Weise geändert: 

1. Der § 5 hat zu lauten: 

,,§ 5. Wer die Rechtsanwaltschaft erlangen 
will, hat unter Nachweis aller gesetzlichen Erfor­
dernisse bei dem Ausschuß der Rechtsanwalts­
kammer, in deren Sprengel er seinen Wohnsitz 
nimmt, unter Angabe des letzteren seine Ein­
tragung in die Liste der Rechtsanwälte zu erwir-
ken. . 

Die Eintragung in die Liste ist zu verweigern, 
wenn der Bewerber eine Handlung begangen hat, 
die ihn des Vertrauens unwürdig macht. Der 
Ausschuß· hat die notwendigen Erhebungen zu 
pflegen und, wenn die Eintragung verweigert 
werden soll,' den Bewerber vorher einzuverneh­
men. 

Sonst ist, wenn dem Bewerber nicht ein Grund 
nach strafgesetzlichen Vorschriften oder nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes entgegensteht, die 
Eintragung zu bewilligen. 

Inwiefern die Eintragung infolge eines -Diszi-

Die erfolgte Eintragung ist dem Oberlandes­
gericht, dem Obersten Gerichtshof und dem 
Bundesministerium für Justiz durch den Aus­
schuß anzuzeiget.1 und im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung und in der amtlichen Landeszeitung zu 
veröffen dichen. 

·Wird die Eintragung wegen \:' ertra uensunwür­
digkeit abgewiesen, so kann ein neuerliches Ein­
tragungsansuchen bei keiner Rechtsanwaltskam­
mer vor Ablauf von drei Jahren seit der rechts­
kräftigen Abweisung gestellt· werden." 

2. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt: 
,,§ 5 a. Wird die Eintragung (§ 5) vom Aus-, 

schuß verweigert, so steht dem Bewerber das 
Recht der Berufung an die Operste Berufungs­
und Diszipllnarkommission (§§ 55 a ff. des Diszi­
.plinarstatutes) zu. 

Auf das Verfahren nach Abs. 1 vor der Ober­
sten Berufungs- und Disziplinarkommission sind 
die folgenden Vorschriften anzuwenden: 

1. Die Oberste Berufungs- und Disziplinar­
kommission entscheidet mit Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. 

2 .. Die Entscheidung samt Gründen ist dem 
. AussQ.~uß zu übersenden, dem die erforder­
lichen. Zustellungen obliegen. 

3. Im übrigen. sind die Vorschriften des 
A VG. 1950 anzuwenden." 

plinarerkenntnisses zu verweigern ist, bestimmen 3. Der dritte und vierte Absatz 
die Disziplinarvorschriften. . I der § 16 a werden aufgehoben. 

des § 16 und 

'j. 
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4. DEr vierte Absatz des § 30 hat zu lauten: 

"Gegen die Verweigerung der Eintragung in 
die Liste der Rechtsanwaltsanwärter, gegen die 
Löschung aus dieser Liste und gegen ,die. Verwei-", 
gerung der Bestätigung der Rechtsanwaltspraxis 
steht den Beteiligten das Recht der Berufung an 
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis­
sion (§§ 55 a ff. des Disziplinarstatutes) zu. Die 
Bestimmungen des zweiten A'bs:ltzes des § 5 a 
sind anzuwenden." 

5. Der § 32 wird aufgehoben. 

Artikel 11. 

Die Rechtsanwaltsordnung 1945, StGBl. Nr. 
103, in der geltenden Fassung, wird in folgender 
Weise geändert: 

1. Der zweite Absatz des § 4 hat zu lauten: 
,,(2) Gegen die Feststellung des Ausübungsver­

botes steht dem Rechtsanwalt das Recht der Be­
rufung an die Oberste Berufungs- und Diszipli­
narkommission (§§ 55 a ff. des Disziplinar­
statutes) zu. Die Bestimmungen des zweiten Ab­
satzes des § 5 ader Rechtsanwaltsordnung sind 
anzuwenden. " 

2. Der zweite Absatz des § 5 hat zu lauten: 
,,(2) Gegen die vorläufige Untersagung der Be­

rufs ausübung steht dem Rechtsanwalt die· Be~ 
rufung an die Oberste Berufungs- und Diszipli­
narkommission (§§,55 a ff. des Disziplinar­
statutes) zu. Die Bestimmungen des zweiten Ab­
satzes des § 5 ader Rechtsanwaltsordnung sind 
anzuwenden. Der Berufung kommt keine auf­
schiebende Wirkung zu." 

Artikel III. 

Das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter, RGBl. Nr. 40/1872, in 
der geltenden Fassung, wird in folgender Weise 
geändert: 

1. Der zweite Absatz des § 15 hat zu lauten: 
"Erachtet sich der Rechtsanwalt oder der 

Rechtsanwaltsanwär~er durch eine solche Ver­
weigerung beschwert, so kann er zur Abhilfe die 
endgültige Entscheidung der Obersten Berufungs­
und Disziplinarkommission (§§ 55 aff.) anrufen. 
Auf das Verfahren in diesen Fällen sind die Be­
stimmungen des zweiten Absatzes des § 5 ader 
Red1 tsanwaltsordnung anzuwenden." 

2. Der zweite Absatz des § ~6 hat zu lauten: 
"Entsteht z~ischen den Disziplinarräten zweier 

Kammern über die Zuständigkeit ein Streit, so 
entscheidet darüber die Oberste Berufungs- und 
Disziplinarkori1mission (§§ 55 a ff.) ohne münd­
liche Verhandlung mit Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 

~-, 

'. 
3 

Vorsitzenden. Im übrigen sind auf das Verfah­
ren. die Bestimmungen des A VG. 1950 anzu­
wenden." 

3. Der dritte und vierte Absatz des § 27 haben 
zu lauten: 

"Der Beschuldigte oder der Kammeranwalt 
haben in ihren Anträgen den Disziplinarrat der 
Kammer zu bezeichnen, dem die Vornahme der 
Disziplinaruntersuchung und Verhandlung über­
tragen werden soll. über den Antrag entscheidet 
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis­
sion (§§ 55 a ff.) ohne mündliche Verhandlung 
mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
·entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Im 
übrigen sind auf das Verfahren die Bestimmun­
gen des A VG. 1950 anzuwenden. 

Hat die Oberste Berufungs- und Disziplinar­
kommission einen solchen Antrag abgelehnt, so 
ist ei~ neuerlicher. Antrag vom zuständigen 

.Disziplinarrat zurückzuweisen, sofern der An­
tragsteller nicht glaubhaft macht, daß die Tat­
sachen, worauf er den Antrag stützt, erst nach 
der Entscheidung eingetreten oder ihm bekannt 
geworden sind." 

4. Der zweite Absatz des § 28 hat zu lauten: 
"Von der Teilnahme an der mündlichen Ver­

handlung und Entscheidung ist auch das als 
Untersuchungs kommissär bestellte Mitglied (§ 29) 
ausgeschlossen. " 

5. Der dritte Absatz des § 29 a hat zu lauten: 
"Gegen den Rücklegungsbeschluß steht den im 

§ 53 angeführten Personen das Besd1Vferderecht 
an die Oberste Berufungs- und Disziplinarkom­
mISSIOn in dem im § 53 bezeichneten Umfang 
zu. " 

6. Der erste Absatz des § 36 hat zu lauten: 
"Der Beschuldigte hat das Recht, sich bei der 

Verhandlung in Disziplinarsachen vor dem Dis­
ziplinarrat der Rechtsanwaltskammer und vor 
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom­
mission eines Verteidigers zu bedienen, der in 
der Liste der Rechtsanwälte oder der Rechts­
anwaltsanwärter einer österreichischen Rechts­
anwaltskammer eingetragen sein und als Rechts­
anwaltsanwärter die Anwaltsprüfung abgelegt 
haben muß. Rechtsanwälte oder Rechtsanwalts­
anwärter, gegen die eine der im § 12 Abs. 1 
lit. c angeführten Disziplinarstrafen verhängt 
oder die Einstellung der Ausübung der Rechts­
anwaltschaft gemäß § 34 Abs. 2 der Rechtsan­
waltsordnung oder gemäß § 17 beschlossen ist, 
sind von der Verteidigung während der Straf­
oder Einstellungsdauer ausgeschlossen." 

. 7. Der erste Absatz des § 41 hat:Zu lauten: 
"Die Kosten des Disziplinarverfahrens erster 

und zweiter Instanz hat die RechtsanwaItskam­
mer am Sitz des Disziplinarrates vorzuschießen." 
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8. Der Vierte Abschnitt hat zu lauten: 

,,:VIER TER ABSCHNITT. 

V 0. n den R e c h t s mit tel n g e gen E r­
k en n t n iss e und B e s chi ü s s e des D i s­

z i pli n a r rat e s. 

§ 46. Gegen Erkenntnisse des Disziplinarrates 
findet das Rechtsmittel der Berufung, gegen Be­
schlüsse das Re'chtsmittel der Beschwerde statt. 

Der im Erlienntnis. des Disziplinarrates ent­
haltene Ausspruch über die Küsten des Diszipli­
narverfahrens kann ühne gleichzeitige Anfech­
tung der in der Hauptsache ergangenen Entschei­
dung nur mit Beschwerde angefüchten werden. 

§ 47. Das Rechtsmittel der Berufung steht zu: 
1. dem Beschuldigten, wenn auf eine der. im 

§ 12 Abs. 1 lit. b bis d bezeichneten Strafen er­
kannt würden ist, 

2. dem Kammeranwalt, 

3. dem Oberstaatsanwalt bei dem Oberlandes­
gericht, in dessen Sprengel der Disziplinarrat sei­
nen Sitz hat, jedüch nur bei einem Disziplinar­
vergehen, durch das die Berufspflichten verletzt 
wurden. 

Dem Kammeranwalt und dem Oberstaatsan­
walt steht eine Berufung im Interesse des Beschul­
digten nicht zu. 

§ 48. Die Berufung ist binnen der unerstreck­
baren Frist vün 14 Tagen nach Zustellung des 
Erkenntnisses bei dem Disziplinarrat, der das Er­
kenntnis gefällt hat, schriftlich in dreifacher Aus­
fertigung einzubringen. Die Tage des Püsten­
laufes werden in die Frist nicht eingerechnet. 

Dem Berufungswerber und seinem Bevüllmäch­
tigten ist die Akteneinsicht zu gestatten; ausge­
nümmen sind die Beratungsprütükülle. 

Je eine Ausfertigung der Berufung ist dem Be­
rufungsgegner mit dem Hinweis zuzustellen, daß 
er binnen 14 Tagen seine Gegenausführung über­
reichen könne. Nach überreichung dieser Gegen­
ausführung oder nach Ablauf der hiefür bestimm­
ten Frist sind die Akten der Obersten Berufungs­
und Disziplinarkümmission vorzulegen. 

§ 49. Nach dem Einlangen· der Berufungsakten 
bei der Obersten Berufungs- und Disziplinar­
kümmissiün hat der Vürsitzende des Senates die 
Berufungsakten zu prüfen. 

Auf Grund dieser Prüfung ist die Berufung, 
ühne daß zunächst eine mündliche Verhandlung 
anberaumt wird, vür den Senat zu bringen, wenn 
der Vürsitzende die Berufung als unzulässig oder 
als verspätet erhoben hält. Ist keiner dieser Fälle 
gegeben, so wird die mündliche Verhandlung 
vüm V ürsitzenden anberaumt. 

Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. 
Zu ihr sind der Generalprükuratür, der Kammer­
anwalt, der Beschuldigte und sein Verteidiger 
zu laden. 

Ist die Berufung nur vom Oberstaatsanwalt er­
hüben würden, so. steht es dem Kammeranwalt 
frei, zu erscheinen und sich zu äußern. In allen 
Fällen ist es dem Kammeranwalt gestattet? sich 
bei der Verhandlung durch einen anderen Rechts­
anwalt vertreten zu lassen. 

Wenn sich der Beschuldigte eines Verteidigers 
bedient, gelten die Bestimmungen des § 36. 

§ 50. Die mündliche Verhandlung beginnt mit 
einer Darstellung des Sachverhaltes durch einen 
vüm Vürsitzenden aus den Mitgliedern des Se­
nates bestellten Berichterstatter; die Berichterstat­
tung ist in der Regel einem Anwaltsrichter (§ 55 a 
Abs. 1) zu übertragen. 

. Südann trägt der Berufungswerber die Beru­
fung vor, würauf der: Berufungsgegner erwidert. 
Wurde die Berufung nur vom Kammeranwalt er­
hoben, so ist er vor dem Generalprokuratör, 
wenn aber die. Berufung auch vüm Oberstaats­
anwalt erhoben wurde, nach dem Generalprüku­
rator zu hören. 

Ist der Berufungswerber oder det: Berufungs­
gegner nicht erschienen, so hat der Berichterstat­
ter die schriftliche Berufung üder die Gegenaus­
führung zu verlesen. 

§ 50 a. Wenn die Erhebung des Sachverhaltes 
üder das Verfahren sünst mangelhaft ist, so. daß 
es ganz üder zum Teil wiederholt werden muß, 
so kann die Oberste Berufungs- und Disziplinar­
kommissiün selbst in der mündlichen Verhand­
lung Beweise aufnehmen und die nütwendigen 
Verfahrensergänzungen vürnehmen üder die Be­
weisaufnahmen und Verfahrensergänzungen vün 
einem beauftragten Senatsmitglied, vüm Diszi­
plinarrat oder vün einem ersuchten Gericht 
durchführen lassen. 

Auf eine mündliche Verhandlung, in der Be­
weise auFgenommen üder die von der Obersten 
Berufungs-und Disziplinarkümmissiün veran­
laßten Beweisaufnahmen und Verfahrensergän­
zungen erörtert werde~, sind, soweit in diesem 
Gesetze nicht etwas anderes bestimmt ist, die 
Vürschriften der Strafprozeßürdnung 1945, ASlg. 
Nr. 1, über die ·Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengericht sinngemäß anzuwenden. 

§ 50 b. über die mündliche Verhandlung ist 
durch einen Schriftführer ein Protükoll aufzu­
nehmen, das die Namen der Anwesenden und den 
wesentlichen Gang der Verhandlung enthalten 
muß. 

Das Prütüküll ist vom Vorsitzenden und vüm 
Schriftführer zu unterfertigen. 

Sind zur, Vürbereitung der mündlichen Ver­
handlung V"ürerheoungen nötig, so hat sie der 
Vorsitzende vün einem beauftragten Senats mit­
glied, vüm Disziplinarrat üder vün einem ersuch- § 50 c. Bei den Abstimmungen 'stimmen zu­
ten Gericht durchführen zu lassen. I erst der Berichterstatter, dann die übrigen Bei-
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sitzer, und zwar der an Lebensjahren ältere vor 
dem jüngeren, zuletzt der Vorsitzende. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vor­
sitzenden. 

§ 51. Eine verspätete, unzulässige oder unbe­
gründete BeruFung verwirft die Oberste Beru­
fungs- und Disziplinarkommission. 

Wenn die Erhebung des Sachverhaltes oder das 
Verfahren sonst mangelhaft ist, so daß es ganz 
oder zum Teil wiederholt werden muß, die Ober­
ste Berufungs- und Disziplinarkommission aber 
die Beweisaufnahme und die Verfahrensergän­
.zung weder selbst vornimmt noch vornehmen 
läßt (§ 50 a Abs. i), so hebt sie das Erkenntnis 
des Disziplinarrates ganz oder zum Teil auf und 
verweist die Sache im Umfang der Aufhebung 
zur neuerlichen Verhandlung, und Entscheidung 
an den Disziplinarrat zurück. 

Sonst hat die Oberste Berufungs- und Diszi­
plinarkommission in der Sache selbst zu ent­
scheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als 
a\:lch in der Begründung ihre Anschauung an die 
Stelle jener des Disziplinarrates· zu setzen und 
demgemäß das angefochtene Erkenntnis in jeder 
Richtung abzuändern. 

Die Oberste Berufungs- und DiszipliJ.1arkom­
mission hat sich auf die vom Berufungswerber 
geltend gemachten Berufungsgründe zu beschrän­
ken. 

5 

§ 54. Die Beschwerde ist binnen der unerstreck­
baren Frist von 14 Tagen nach Zustellung des 
Beschlusses, im Fall einer Beschwer~e nach § 46 
Abs. 2 nach Zustellung des Erkenntnisses, bei dem 
Disziplinarrat, der den Beschluß gefaßt oder das 
nach § 46 Abs. 2 angefochtene Erkenntnis gefällt 
hat, schriftlich einzubringen. Die Tage des 
Postenlaufes werden in die Frist nicht eingerech-
net. 

Dem Beschwerdeführer und seinem Bevoll­
mächtigten ,ist die Akteneinsicht zu gestatten. 

Die Akten sind" der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission v~orzulegen. Sie entschei­
det über die Beschwerde ohne Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung auf Grund der Akten. 

I . 

Die Entscheidung über die Beschwerde samt 
Gründen ist dem Disziplinarrat zu übersenden, 
dem die erforderlichen Zustellungen obliegen. 

§ 55. Die rechtzeitige Ergreifung eines Rechts­
mittels hat, sofern in diesem Gesetze nichts an­
deres bestimmt ist, aufsmiebende Wirkung. 

Der Vollzug der vom Disziplinarrat nach § 17 
dieses Gesetzes beschlossenen Maßregeln wird je­
doch durch eine dagegen erhobene Beschwerde 
nicht gehemmt." 

9. Der Fünfte Abschnitt hat zu lauten: 

"FüNFTER ABSCHNITT~ 

Ist die Berufung lediglich zugunsten des Be- 0 b e r s te Be ruf u n g s- und Dis z i p 1 i-. 
schuldigten ergriffen worden, so kann weder die na r kom m iss ion für Re c h t san w ä I t e 
Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission u "u d Re c h t san wal t san w ä r t e r. 
'loch der Disziplinarrat in einer erneuerten Ent- § 55 a. Die Oberste Berufungs- und Diszipli- Jl 

)cheidung (Abs. 2) über ihn eine strengere Strafe narkommission für Rechtsanwälte und Rechtsan- i 

als in dem angefochtenen Erkenntnis ve,rhängen. waltsanwärter hat ihren Sitz in Wien. Sie be-
Das Erkenntnis hat auch den Ausspruch über steht mit Einschluß des Präsidenten und des 

den Ersatz der Kosten des Verfahrens zu ent- Vizepräsidenten aus mindestens 8. und höchstens 
halten.' 16 beim Obersten Gerich tshof tätigen Richtern 

§ 52. Das Erkenntnis ist, sofern es auf Grund und aus 16 Rechtsanwälten (Anwaltsrichtern). 
einer mündlichen Verhandlung gefällt wird, so- Die Richter werden vom Bundesminister für 
gleich zu verkünden. Jedes Erkenntnis samt Ent- Justiz nach Anhörung des Ersten Präsidenten des 
scheidungsgründen ist Hingstens binnen 14 Tagen Obersten Gerichtsh&fes (seines Stellvertreters) auf 
dem Disziplinarrat zu übersend'en. . . . 'die Dauer von drei Jahren ernannt, die Anwalts-

Der Disziplinarrat hat das Erkenntnis an den' richter vo~ den ~echtsanw~ltskammern für drei 
Generalprokurator, den Oberstaatsanwalt, den Ja~re gewah~t; el~~ ?eue~hch7 E:nennung oder 
Kammeranwalt, den Beschuldigten oder seinen WIederwahl ISt zulasslg. Die ~l:gl.leder der ,?b.er-

• Verteidiger und an den Ausschuß der Kammer, sten Berufungs- und D.lszlplma.rkommlsslOn 
der der Beschuldigte angehört, zuzustellen. hab~.n auch na~h Ablauf dles~r Zelt oder nach 

. Zurucldegung Ihres Amtes bIS zur Ernennung 
§ 53. Das RechtsmIttel der Beschwerde steht anderer Richter oder bis zur Neuwahl anderer 

zu: Anwaltsrichter ihre Tätigkeit fortzusetzen. Wähl-
1. dem Beschuldigten, bar sind nur Rechtsanwälte, die wenigstens seit ' 
2. den im § 47 Abs. 1 Z. 2 und 3 bezeichneten zehn Jahren in die Liste einer österreicllischen 

Personen innerhalb der dort bestimmten Gren- Rechtsanwaltskammer eingetragen sind~ Kein 
zen, Mitglied der Obersten Berufungs- und Diszipli-

3. demjenigen, der durch ein Disziplinarver- narkommission darf zugleich Mitglied (Ersatz­
gehen in seinen Rechten beeinträmtigt erscheint, mitglied) des Ausschusses oder Disziplinarrates 
jedom nur gegen den Ablassungs- und Rück- oder Kammeranwalt (dessen Stellvertreter) einer 
legungsbeschluß und nur innerhalb der im § 4.7 Rechtsanwaltskammer sein. Für den Wahlvor­
Abs. 1 Z. 3 bestimmten Grenzen. gang und das Ablehnungsrecht der Gewählten 
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gelten sinngemäß die Bestimmungen für die Wahl 
des. Disziplinarrates. 

Die Bestimmung des § 11 ist auf die Mitglie­
der der Obersten Berufungs- und Disziplinar­
kommission anzuwenden. 

Scheiden Mitglieder während der Amtsdauer 
aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied nach Abs. 2 zu ernennen oder zu wäh­
len. 

"§ 55 b. Die Rechtsanwaltskammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland wählt sieben, 
die Rechtsanwaltskammer für Steiermark drei, 
die Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich 
zwei, die übrigen Rechtsanwaltskammern wählen 
je einen Anwaltsrichter der Obersten Berufungs­
und Disziplinarkommission. Die Kammern kön­
nen auch Anwaltsrichter wählen, die einer an­
deren Kammer angehören. 

§ 55 c. Der Präsident und der Vizepräsident 
werden auf die Dauer von drei Jahren in einer 
Yollversammlung der Mitglieder der Obersten 
Berufungs- und Disziplinarkommission aus ihrer 
Mitte gewählt; als gewählt gilt jene Person, die 
die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinigt. 

Der Präsident hat das Ergebnis der Wahl und 
die Namen der übrigen Mitglieder der Obersten 
Berufungs- und Disziplinarkommission dem Bun­
desministerium für Justiz anzuzeigen. 

§ 55 d. Die Oberste Berufungs- und Diszipli­
nark6mmission verhandelt und entscheidet in 
Senaten, die aus zwei Richtern und zwei An­
waltsrichtern bestehen; den' Vorsitz führt ein 
Richter. 

Die einzelnen Senate werden vom Präsidenten 
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom­
mission zusammengesetzt. Soweit als möglich 
sind die Anwaltsrichter beizuziehen, die von der 
Kammer gewählt wurden, der der Beschuldigte 
angehört. Wenn ein zu einer Sitzung oder Ver­
handlung geladener Anwaltsrichter nicht recht­
zeitig herangezogen werden kann, ist an seiner 
Stelle ein in Wien wohnhafter Anwaltsrichter 
heranzuziehen. 

§ 55 c. Die Mitglieder der Obe~sten Berufungs­
und Disziplinarkommission sind in Ausübung 
dieser Tätigkeit an keine' Weisungen gebunden. 
Die Entscheidungen der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission unterliegen nicht der Auf­
hebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. 

Auf die Mitglieder der Obersten Berufungs­
und Disziplinarkommission, die Richter sind, sind 
die Ausschließungsgründe der Strafprozeßord­
nung, auf die Anwalt'srichter jene des § 28 anzu­
wenden. Ausgeschlossen ist ferner, wer an der 
angefochtenen Entscheidung teilgenommen oder 
am vorausgegangenen Verfahren als Kammer­
anwalt, Ve"rtcidiger des Beschuldigten oder Ver­
treter eines sonst Beteiligten. mitgewirkt hat. 

Der Gener3,lprokurator, der Kammeranwalt 
und der Beschuldigte können Mitglieder der 
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission 
ablehnen, wenn die im Abs. 2 genannten Fälle 
vorliegen oder wenn andere Gründe dargetan 
werden, die geeignet sind, die volle Unbefangen­
heit des Abzulehnenden. in Zweifel zu ziehen. 
Jedes Mitglied der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission ist verpflichtet, dem Präsi­
denten solche Gründe anzuzeigen. Ober den Ab­
lehnungsantrag entscheidet der Präsident" der. 
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission, 
falls dieser abgelehnt wirq, der Vizepräsident, 
wird auch 'dieser abgelehnt, das an Lebensjahren 
jeweils älteste Mitglied der Obersten Berufungs­
und Disziplinarkommission. 

Die der Obersten Berufungs- und Disziplinar­
kommission angehörenden Rechtsanwälte unter­
stehen wegen Pflichtverletzungen, die ihnen in 
Ausübung dieser Tätigkeit zur Last fallen, der 
Disziplinargewalt der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission, wobei die Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Disziplinarstrafen 'anzu­
wenden sind. 

§ 55 f. Die Anwaltsrichter der Obersten Be­
rufungs- und Disziplinarkommission haben, be­
vor sie zum erstenhlal tätig werden, dem Präsi­
denten die gewissenhafte und unparteiische Er­
füllung ihrer Pflichten zu geloben. 

Schriftführer haben, bevor sie zum erstenmal 
verwendet werden, dem Präsidenten ein Gelöb­
nis zu leisten, die ihnen übertragenen Geschäfte 
gewissenhaft auszuführen und das Amtsgeheimnis 
zu wahren. 

Die Mitglieder der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission tragen bei der mündli­
chen Verhandlung das Amtskleid. 

§ 55 g. Die Kanzleigeschäfte der Obersten Be-. 
rufungs- und Disziplinarkommission führt die 
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederöster­
reich und Burgenland. Die Kosten für diese 
Tätigkeit sind von den einzelnen Rechtsanwalts­
kammern im VerhäItnis ihrer Mitgliederzahl zur 
Gesamtzahl der in die 'Listen der Rechtsanwälte 
und RechtsanwaItsanwärter am 31. Dezember 
des betreffenden Jahres eingetragenen Personen 
zu tragen. 

Zu Schriftführern werden Angestellte der 
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederöster­
reich und' Burgenland bestellt. 

Die von der Rechtsanwaltskammer für die 
Kanzleigeschäfte bestellten Bediensteten und die 
Schriftführer sind in dieser Eigenschaft. an die' 
Weisungen des Präsidenten (Vizepräsidenten) der 
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission 
gebunden. 

§ 55 h. Die Anwaltsrichter üben ihr Amt als 
unentgeltliches Ehrenamt aus. Den außerhalb 
Wiens wohnenden Anwaltsrichtern werden die 
notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten von 
der Kammer, die sie gewählt hat, ersetzt." 
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Artikel IV. 

1. Artikel I Z. 3 ist, soweit er die Aufhebung 
des § 16 ader Rechtsanwaltsordnung betrifft, 
nicht anzuwenden, wenn der Anwalt die Ver­
tretung der armen Partei bereits vor dem Jn­
krafttreten dieses Bundesgesetzes übernommen 
hat. 

2. In Angelegenheiten nach diesem Bundesge­
setz, über die infolge Aufhebung der Bestimmun­
gen über den Rechtszug an den Obersten Ge­
richtshof durch den Verfassungsgerichtshof dieser 
oder der Verwaltungsgerichtshof zu entscheiden 
hatte, kann, sofern die Frist zur Erhebung der 
Beschwerde an den Verfassungsgerich tshof oder 
an den Verwaltungsgerichtshof im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch nicht 
abgelaufen ist oder der angerufene Gerichtshof 
über eine bereits eingebrachte Beschwerde bis zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht entschieden hat, 
innerhalb von 14 Tagen nach dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes das nach den Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes zulässige Rechtsmittel an 
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis­
sion für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär­
ter eingebracht werden; das gleiche gilt für jene 
Angelegenheiten, die der Oberste Ger:ichtshof 
wegen seiner durch die Erkenntnisse des Ver­
fassungsgerichtshofes eingetretenen Unzuständig­
keit sachlich nicht erledigt (zurückgewiesen) hat.' 
In allen übrigen Angelegenheiten, über die nach 
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diesem Bundesgesetz die Oberste Berufungs- und 
Disziplinarkommission für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter zu entscheiden hat, ent­
scheidet sie auch über bereits vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes eingebrachte Anträge 
oder Rechtsmittel; die in diesem Zeitpunkt bei 
den Berufungssenaten (der Vollversammlung der 
Rechtsanwaltskammer), den Oberlandesgerichten 
oder dem Obersten Gerichtshof befindlichen An­
träge und Rechtsmittel sind, soweit diese Stellen 
hierüber noch nicht entschieden haben, an die' 
Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission 
abzutreten, die' hierüber nach den Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes zu entscheiden hat. 

3. Die auf Grund dieses Bundesgesetzes erst­
malig ernannten und gewählten Mitglieder der 
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission 
üben ihr Amt bis zum 31. Dezember 1959 .aus. 
Bis zu einer Neuwahl gelten die zuletzt in den 
Disziplinarsenat des Obersten Gerichtshofes ge­
wählten Anwaltsrichter als in die Oberste Be­
rufungs- und Disziplinarkommission für Rechts­
anwälte und Rechtsanwaltsanwärter gewählt. Die 
folgenden Ernennungen und Wahlen (§ 55 a -
Abs. 2 des Disziplinarstatutes) sollen jeweils im 
letzten Jahr der Amtsdauer mit Wirksamkeit ab 

.1. Jänner des darauffolgenden Jahres vorgenom­
men werden. 

)-

4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Justiz betraut. 
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